
Wir würden uns freuen, wenn unser Pressemitteilung bei der Berichterstattung im Lokalteil berücksichtigt
werden könnte.

Pressemitteilung: ABB begrüßen Verfassungsklage der Kommunen 

Ein Schritt in die richtige Richtung. 

Mehr als 50 NRW-Kommunen – darunter auch die Stadt Bornheim - wehren sich gegen hohe Kosten bei der 
Umsetzung von Inklusion in Schulen. Sie haben beim NRW-Verfassungsgerichtshof Verfassungsbeschwerde 
gegen das Gesetz zur Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention erhoben.

Georg Horch, Sachkundiger Bürger der ABB-Fraktion im Ausschuss für Schule und Soziales: „Ich hätte nicht 
gedacht, einer Aktion des Bornheimer Bürgermeisters einmal vorbehaltlos zustimmen zu können.“
 
Jürgen Weiler, ABB-Fraktionsmitglied des Stadtrates und daneben auch Beisitzer im Kreisvorstand der 
Piratenpartei Rhein-Sieg erläutert: „Jetzt tritt genau das ein, wovor die ABB und die Piraten im Landtag gewarnt 
haben: Die Landesregierung fährt die Inklusion gegen die Wand. Wer für sich in Anspruch nimmt, kein Kind 
zurücklassen zu wollen, muss auch die Verantwortung für das Gelingen von Inklusion übernehmen. Eine 
angemessene Finanzierung ist dafür die Grundvoraussetzung. Die Kommunen sind mit der Finanzierung 
überfordert. Durch die miserable Umsetzung der Inklusion leiden jetzt am meisten die Schülerinnen und Schüler,
die unsere ganz besondere Aufmerksamkeit dringend brauchen.“
 
Bereits in seiner Rede zur Verabschiedung des Doppelhaushaltes 2015/2016 durch den Rat der Stadt Bornheim 
hatte Weiler deutlich mehr städtische Aktivitäten hinsichtlich der Konnektivitätskosten eingefordert.

Bornheim, den 15. August 2015

Für den Vorstand der ABB und der ABB-Fraktion 
Georg Horch, Jürgen Weiler, Paul Breuer


